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Zugestellt am
& April 1975

= Urte i'1'_f

in dem
Rechtsstreit

00.000.00000066000uoo...I...ooooooooooilnoooooo-f

Klägerin und Revisionsbeklagte,

‚g'e g e n

aueh.‘ootooooo.oecaooo..i--ooooeoooooevon=..oooooo

Beklagte und Revisionsklägerin, ;

Esiesleéena
Doecl°ooo oooooooooooooooo ...nooaooocoocovaooeoeo

Der l° Senat des Bundessoziélgerichts hat ohne

'mündliche Verhandlung am 14° Februar 1973 durch
‚&

lden Präsidenten Prof° Dr° w a n n a g a c und
.die Richter Dr° S c h u b e r t und

“S c h m i d t h a l s und die ehrenamtlichen

Richter D 0 y e und B e n e d y o z u k

für Recht erkannt:

‚Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Hessischen Landessozialgerichts vom 14° März 193-

'wird zurückgewiesen°

‘Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno
, ' - ‚
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Unter den Beteiligten ist streitig, ob die Nachver—

sicherungsbeiträge für den Beigeladenen gemäß 55 9, 124

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) nach dem bis

zum 51. Dezember 1967 geltenden Beitragssatz von 14 V.H.

(@ 112 Abs° 1 AVGidF des Angestelltenversicherungs—
Neuregelungsgesetzes (AnVNG) — aF —) oder nach dem vom
1. Januar 1968 an‚geltenden Beitragssatz von 15 V„H°

(@ 112 Abs° 1 AVG idF des Finanzänderungsgesetzes 1967

vom 21° Dezember 1967 — BGBl 1 8° 1259 —) zu entrichten

sind.

Der am 7° März 1947 geborene Beigeladene war seit dem
1‚ April 1966 bei der Klägerin als Bundesbahninsprchtor—

Anwärter versicherungsfrei beschäftigt° Er wurde am

5„ Oktober 1966 zur Ableistung des Grundwehrdienstcs ein—

berufen° Von diesem Tage an war er für die Dauer des
Wehrdienstes von 18 Monaten ohne Dienstbezüge beurlaubt‚
Am9° Januar 1968 beantragte er seine Entlassung aus dem

Bundesbahndienst, weil er nach Beendigung des Wehrdienster

studieren wollte° Darauf wurde er mit Wirkung vom 51° Ja—

nuar 1968 ohne AnSpruch auf Versorgung aus den Diensten

der Bundesbahn entlassen°

Die Klägerin entrichtete
am 14° Mai 1968 zur Durchführung

der Nachversicherung des Beigeladenen für die Zeit vom
1° April bis zum 2° Oktober 1966 an die Beklagte Nachver—

sicherungsbeiträge nach einem Beitragssatz von 14 V„H° im

Bétrage von 299,84 DH‚ weil der Beigoladene im Sinne der

55 9 Abs° 1, 124 Abs° 1 AVG am 2° Oktober 1966 mit seiner

‚ . . .„‚ „ _ „ «'3?3— 5 _
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Beurlaubung ohne Dienstbezüge aus der versicherungsfreien

Beschäftigung bei der Bundesbahn ausgeschieden sei° Mit

’ Bescheid vom 2° August 1968 forderte die Beklagte eine
Nachzahlung in Höhe von 2l‚4l DM; sie war der Auffassung,

die Beiträge seien nach dem am 51° Januar 1968 geltenden

Beitragssatz von 15 V.H° mit insgesamt 521,25 DM zu ent—

richten; der Beigeladene sei erst mit dem beamtenrechtlichen

Ende seines Dienstverhältnisses bei der Deutschen Bundes—

bahn am 5l‚ Januar 1968 aus dem versicherungsfreicn Be—

'schäftigungsverhältnis ausgeschieden° Den gegen den Be—

scheid erhobenen—Widerspruch wies die Widerspruchsstelle

durch Widerspruchsbescheid vom 8° Januar 1969 zurück"

' Die dagegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

Frankfurt (Main) durch Urteil vom 29° Oktober 1970 unter

Zulassung der Berufung abgewiesen° Auf die Berufung der
' Klägerin hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) durch

Urteil vom 14„ März 1972 (Z£S 1972, 555) das Urteil des

SG_und den Bescheid der Beklagten vom 2° August 1968 in

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8° Januar 1969

aufgehoben und die Revision zugelassen° Das Berufungsge—

richt ist zu dem Ergebnis gelangt, der Beigeladene sei

bereits am 2° Oktober 1966 aus der versicherungsfreien

Beschäftigung bei der Bundesbahn ausgeschieden; die Nach—

versicherungsbeiträge seien daher zu Recht nach dem in

diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz von 14 V„H„ ent—

richtet werden°

Gegen das Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt°

Sie rügt unrichtige Anwendung der 55 124 Abs° l? 9 Abs‚l-

und ll2 Abs° l AVG° Sie verbleibt bei ihrer Auffassung,

daß bei einer Beurlaubung eines Beamten ohne Dienstbe—

züge ein Ausscheiden i.S° der Nachversicherungsvorschriften

„‘ , .„1—‚-5„_ ? _ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


noch
nicht vorliege° Sie beantragt

„.
unter Aufhebung des angefochtenen

Urtei.ls die

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des

>_Sozialgerichts Frankfurt (Main) vom 29 Oktober
1970 zurückzuweisen. ' ' '

Die Klägerin beantragt,
die Revision zurückzuweisen.

Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt°

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Der Entscheidung des LSG ist beizupflichtene Die Klägerin

hat die Nachversicherungsbeiträge zu Recht nach einem

Beitragssatz von 14 V„H° entrichtet‚ weil der Beigeladene

bereits am 2° Oktober 1966 mit seiner Einberufung zum '
Grundwehrdienst aus der versieherungsfreien Beschäftigung

bei der_Deutschen Bundesbahn i.,S° der 55 9 Abs„ 19 124
Abs. 1 AVG ausgeschieden ist°

_
Nach 5 124 Abs= 1 Satz 1 AVG hat der Arbeitgeber in den

E Fällen das 5 9 AVG die Beiträge nach den Vorschriften zu
entrichten, die im Zeitpunkt des Ausscheidens aus der

versicherungsfreien Beschäftigung für die Berechnung der

Beiträge für versicherungspfliehtige Beschäftigte maße

gehend sind„ Für die Berechnung der Beiträge schrieb 5 112
Abs° 1 AVG in der bis zum 51° Dezember 1967 geltenden

-.5..
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Fassung des AnVNG vor, daß der Beitragssatz für diei
Pflichtversicherten 14 V‚H° der nach Absatz 5 maßgebenden

Bezüge des Versicherten betrug, soweit diese die Beitrags—'

bemessungsgrenze (Abs° 2) nicht überschritten, Durch Art.l
5 2 Nr. 15 des Finanzänderungsgesetzes 1967 ist 5 112

Abs‚ 1 AVG u.‚a° dahin geändert worden, daß mit Wirkung

vom 1„ Januar 1968 an der Beitragssatz für die Pflicht—

“versicherten 15 V.H° beträgt°

Da der Beigeladene am 5„ Oktober 1966 vor Vollendung

seines 25° Lebensjahres zum Grundwehrdienst von 18 Monaten

einberufen war, war er gemäß 5 9 Abs° 1 Satz 1 des Arbeits—

platzschutzgesetzes vom 50„ März 1957 (BGBl I 295) idF des

Dritten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesctzos von

26° März 1965 (BGBl I 169) in seinem Beamtenverhältnis

kraft Gesetzes ohne Dienstbezüge beurlaubt° Während der

Dauer des Grundwehrdienstes unterlag er nach 5 2 Abs° 1
Nr° 8 AVG idF des Gesetzes zur Änderung sozialrcchtlicher

Vorschriften vom 25° April 1961 (BGBl I 465} sowie idF

des Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes vom 9° Juni 1965

(BGBl I 476) der Versicherungspflicht in der Rentenver—

sicherung der Angestellten° Eine solche Beurlaubung eines_

Beamten ohne Dienstbezüge stellt eine vorübergehende Unter—

brechung der versicherungsfreien Beschäftigung i°S„ des

@125 Abs., 1 Buchsto b AVGdar„ Mit ihr scheidet der Beamte
aus der nach 5 6 Abs° 1 Nr° 5 AVG versicherungsfreien Be—

schäftigung ohne Gewährung einer lebenslänglichen beamten—

rechtlichen Versorgung i.S° des 5 9 Abs° 1 AVG aus° Kraft

Gesetzes werden damit der Eintritt des Nachversicherungs—

_falls und das gesetzliche Nachversicherungsvorhältnis be—

gründet° Die Nachentrichtung der Beiträge wird jedoch nach

5 125 Abs° 1 Buchst° b AVG aufgeschoben„

_ 6 _
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”für den Versicherungsschutz vorausgesetzte Beitragszahlung

nicht erfolgen kann° In seinem Urteil vom 20° September

1972 hat der 5„ Senat des BSG — Az.: 5 RK 7/71 — (SozR

Nr. 70 zu 5 165 RVG) deshalb auch entschieden, daß ein
unbezahlter Urlaub, der von vornherein für länger als

5 Wochen vereinbart ist, das Versicherungsverhältnis in

der sozialen Krankcnversicherung mit dem Ablauf der ent—

geltlichen Beschäftigung beendet.

Zwar ist es zweifelhaft, ob und inwieweit diese in der

Rechtsprechung für das Recht der Krankenversicherung ent—

_
wickelten Grundsätze auch für die gesetzliche Rentenver—
sicherung gelten, wie die Vorlage des 12° Senats des BSG

an den Großen Senat vom 26° September 1972 — 12 RJ 170/70 —
zeigt° Der erkennende Senat ist jedoch der Auffassung, daß

wegen der Eigenart des Nachversicherungsrechts und der

dieses Recht besonders regelnden Vorschriften die für die

Unterbrechung des versicherungspflichtigen Beschäfti—

gungsverhältnisses in Betracht kommenden Grundsätze für

die Nachversicherung nicht ohne weiteres und uneinge—

schränkt gelten können° Es handelt sich hier nämlich

nicht um die Unterbrechung des versicherungspflichtigen,

sondern des versicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisses°

Deshalb braucht auch nicht darauf eingegangen zu werden,

ob nicht das zwar versicherungsfreie, aber an sich ver—

sicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis des Beige—

ladenen bei der Bundesbahn schon dadurch mit seiner Ein—

berufung zum Grundwehrdienst geendet hat, daß er zu einer

in der Angestelltenversicherung versicherungspflichtigen_

Tätigkeit übergetreten ist (vgl° hierzu BSG 26, 156)°

_ 8 _
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Der Senat hat bereits in seinem Urteil vom 20° April 1972
(SozR Nr„ 6 zu S 17 EEG) entscheidend darauf abgestellt‚

daß im Nachve rsicherungsrecht der gesetzlichen Rentenver—

*1eherun5 jede vorübergehende Unterbrechung der ver—

sicherun#sfreien Besehäfti5un5 zu einem Ausscheiden i„S°

des S 9 Also 1 AVG führt, weil dieser Fall im Nachver—
sicherunvsreeht durch 8 125 Absc l Euehst° b AVG (: 5 lüU

Abs° l 3uehs*= b EVO) in Übereinstimmung mit der früherer

Vorscnrift des 3 5 Abs„ 1 der Verordnung über die 7.ach nt—

richtu .n5 von Beit %en für versiche run5sfrcie Pe*sonon

von %O V„Lo„„1 l S° QSC) idF der VerordnungI

von 5° Februa‚ l)32 (BGBl I S„ 64) — Beitre 5snechcntrich—

Lt1 510 — esctzlioh geremel=

"sto Der gaische Fall de1 vorübergeha n Unterb1;.ehun

“ Vo H

e

ner \fersich& 12551r01cn nes cH1'fti5un5 i„S° dieser

3 )

schrift ist :erade der Fall der Unterbrec htn5 des „1beir «

oder Dienstverhältnis 5 < eurch Beurle u.bun5 ohne Dienstbe—
‚„züge über längere Zeiträume‚ wie es auch bei dem Canals

vom Senat er.t ehiedenen Fall zutref, bei dem es um die
HEeur lau: .un5 oh1e Dienst ezi5e über eine Zeit von üoer exe;

./

Jahren 5in5„ Der Auffassung der Revision‚ eine vorüber—

“eeonec Ulte“erecbrn5 der versiche1ungsfreien Beschäfti—

gung LS° des S 125 Abs° l Buchst° b AVG setze stets eine
Entlassung aus dem Arbeits— oder Dienstvertältnis und ei;

sp;1ter e Lue„1err zum selben Dienstherrn voraus, kenn nie"

zu5estinmt werden° Wie sich aus der 5eseaichtlichen Ent—

„15\7552 der \ orschrift ergibt, ist sie gerade deshalb i:

das Gesetz aufgenommen werden? um die Hechtersicherun5 ;

die Fälle zu regeln, in denen unter Aufrechterheltun5 der
Beamten— oder Arbe1tsverhianisses die in der Rentenver—

sich01un5 vers ieherun5sfreie Beschäftigung durch einen

längeren unbezahlten Urlaub unterer chen wird, das be—

amtenrechtliehe Verhältnis also 5e‘ade niclt durch Ent—

lassung oder in anderer Ueise be endet wird°

. 1
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_9_

.Nachdemdas Gesetz zur Änderungder Reichsvorsicherungs— „
ordnung (EVO), des AVG und des Reichsknappschaftsgesetzes

vom29° März 1928 (BGBlI s, 117) 5 18 AVGaF neu gefaßt
und den Aufschub der Nachentrichtung der Beiträge beim
Übertritt in eine andere ebenfalls versicherungsfreie

Beschäftigung erstmals in das Gesetz eingefügt hatte,

war in 5 18 Abs° 6 AVG aF besonders vorbehalten werden,

alle weiteren Fälle für den Aufschub der Nachentrichtung

der Beiträge im Verordnungswege ergänzend zu regeln° Dabei

war auch der Aufschub der Nachentrichtung der Beiträge

für den Fall vorgesehen, daß die versicherungsfreie Be—

schäftigung in einem Beamten— oder Dienstverhältnis durch

längere Beurlaubung ohne Dienstbezüge unterbrochen wird,

weil nach damaliger Auffassung während einer Beurlaubung

für kürzere Dauer das versieherungsfreie Beschäftigungs—

verhältnis fortbestand (Hankelmuth in AN 1928 170, 175, l7ü)°

_Dureh die BeitragsnachentrichtungsV0 ist dieser Fall sodann

in 5 5 Abs° l ausdrücklich geregelt werden° Dadurch ist

kraft Gesetzes klargestellt worden, daß eine längere Be—

urlaubung ohne Dienstbezüge trotz Fortbestehens des Be—

amtenverhältnisses oder des öffentlich—rechtlichen Arbeits—

verhältnisses die versicherungsfreie Beschäftigung unter—

bricht, zu einem Aufsehub der Nachentrichtung der Beiträge

führt und somit voraussetzt, daß der Naehversicherungsfall

eingetreten und das Nachversicherungsverhältnis begründet

werden ist (vgl„ hierzu auch Köhler, Nachversicherungs—

recht, Komm° 1955, 8° 96)° Diese Regelung besteht im

geltenden Recht fort°

Gegen die Nachversieherung von Beamten, die ohne Dienstbe—

züge für längere Zeit beurlaubt sind, werden zwar Bedenken

erhoben(ua Warda in "Arbeit und Sozialpolitik" 1966, 70;

Compter in “DAngVers” 1967, 520 und Gudohr in "Das Recht

im Amt" 1967, 221)„ Sie sind aber nicht begründet° InSe
... „ „„„‚ _ 10 _ „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


besondere greift der — auch von der Revision angeführte —
Gesichtspunkt nicht durch, Personen, die in einem Be—

schäftigungsverhältnis zu einem der in 5 6 AVG (@ 1229

(DRVG) genannt en öffentlichen Dienstherren Stind n, bedüri*I

keines sozialver51cherungsrechtliehen Schutzes, wenn ihnez

Anwartscheft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenversorgung

ge"dn leistet sei; das Bedürfnis nach einem Schutz durch

die gesetzliche Rentenversieherung entstehe erst dann,

wenn diese Pcw1 onen ihren bisherigen Status, auf Grund

dessen ihre spatere Versorgung gesichert sei, verlören°

Dies er Ve1lust trete aber nicht schon bei einer vorüber—

gehenden Beurlaubung auf mehr oder weniger lange Zeit ode;

bei einer vorläufigen Dienstenthebung, sondern erst dann

ein, wenn der beemtenreehtliehe oder beemtenähnliehe

Status
,

mit dem die Versorgungsanwertsehaften verbunden

sei en, \.eg1alle (Gudohr "Las Recht im Amt" 1967 S„ 221,

222)°D es BSG hat zu der dem 5 9 Abs° 1 AVG entsprechenden

Vorschrift des @ 1252 Abs° l RVO bereits ausgesprochen,

daß es darauf ankommt, ob Versorgung ge hhrt” wird, und

da & das-Fortbestehen einer Anwertschaft auf spätere Ver-

orgung den Eintritt des Nachversicherungsfullcs nicht

hindert (BSG 26, 156, 158), Das Fortbestehen der Zus iche—

rung lebenslänglicher Versorgung während der Beurlaubung

ohne Dienstbezüge schließt es demnach nicht aus, daß der

Bes chä1tigte mit der Beurlaubung ohne Ge\.fähzrung lebens—

länglieher Versorgung aus der versicherungsfreien Be—

_schäftigung ausscheidet und daß der Nachversicherurgsfal]

somit eingetreten ist°

In dem gegenwärtigen Fall ist der Beigéladene durch seine

Einberufung zum Grundwehrdienst infolge der gesetzlich
vo

geschriebenen Beurlaubung ohne Dienstbezügé aus der ver—
sicherungsfreien Beschäftigung bei der Bundesbahn LS° dr

.\.
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_ 11 _

55 9 Abs„ 1, 124 Abs, 1 AVGmit Ablauf des 2.‚ Oktober
1966 ausgeschieden° Der Nachversicherungsfall ist somit

am 2° Oktober 1966 und zwar ohne Rücksicht darauf einge—

treten, ob zu diesem Zeitpunkt die Nachversicherungs—

beiträge unverzüglich zu entrichten waren oder ob ihre

Nachentrichtung aufgeschoben war (BSG 52, 76, 79)° Da

ursprünglich das beamtenrechtliche Verhältnis nach dem
Grundwehrdienst forgesetzt werden sollte, war nach

5 125 Abs° l Buchst° b AVG die Nachentrichtung der
Beiträge vom 5° Oktober 1966 an aufgeschoben° Durch

die Entlassung des Beigeladenen aus den Diensten der

Bundesbahn mit Wirkung vom 51„ Januar 1968 ist dieser

Aufschubgrund entfallen° Da der Beigeladene ohne

Anspruch auf lebenslängliche beamtenrechtliche Ver—

sorgung bei der Bundesbahn ausgeschieden ist, lagen

am 31° Januar 1968 die Voraussetzungen für die Nach—

entrichtung bei Wegfall des Aufschubgrundes noch vor,

so daß die Nachversicherungsbeiträge nunmehr zu zahlen

waren, Dies änderte aber nichts daran, daß die Beiträge

gemäß @ 124 Abs° 1 AVG nach den Vorschriften zu ent—

richten sind, die am 2° Oktober 1966 im Zeitpunkt des

Ausscheidens aus der versicherungsfreien Beschäftie_

gung bei der Bundesbahn maßgebend waren, also nach

einemBeitragssatz von 14 v„H‚ (ng hierzu BSG52,
76, 85, 84)„

Der Beklagten steht sonach der von
ihr erhobene An—

spruch auf Nachzahlung von Beiträgen gegen die Klägerin

nicht zu° Ihrer Revision muß aus diesen Gründen der'

Erfolg versagt bleiben„

‚I„
_ 12 _
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